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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 RJ 2360/97
Datum 29.04.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 404/99
Datum 29.10.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
29. April 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen, die Klage gegen den Bescheid vom 3.
November 1999 wird abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, hilfsweise â�� ab 01.01.2001 â�� auf eine Rente wegen
Erwerbsminderung.

Der am 1947 geborene KlÃ¤ger hat von 1962 bis 1966 den Beruf eines Drehers
erlernt (PrÃ¼fungszeugnis vom 31.08.1966) und dann bis 30.06.1968 ausgeÃ¼bt.
Nach Ableistung des Wehrdienstes hat er vom 01.01.1970 bis 19.04.1974 als
Kontrolleur gearbeitet. Er ist sodann in seinen Ausbildungsberuf zurÃ¼ckgekehrt
und ist vom 22.04.1974 bis 11.03.1977 bei der Firma H. H. GmbH (Fa. H.) als
Einrichter von Drehmaschinen beschÃ¤ftigt gewesen. In einem vom KlÃ¤ger
vorgelegten Arbeitszeugnis der Fa. H. vom 11.03.1977 werden gesundheitliche
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses angegeben. Die
Fa. H. selbst besitzt aus dieser Zeit keine Unterlagen mehr (vom KlÃ¤ger
vorgelegtes Schreiben vom 24.01.2000). Vom 12.03.1977 bis 07.06.1978 ist der
KlÃ¤ger ohne Arbeit gewesen. In dieser Zeit strebte er eine Umschulung an. Er war
der Ansicht, wegen SchwerhÃ¶rigkeit nicht mehr in der Lage zu sein, unter der
damit verbundenen LÃ¤rmeinwirkung als Dreher bzw. Einsteller zu arbeiten. Er
legte zur BegrÃ¼ndung seines Umschulungsantrags bei der Beklagten ein
Ã¤rztliches Attest der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. D. vom 28.01.1977 sowie
einen Arztbrief des Facharztes fÃ¼r Hals-, Nasen-, Ohrenkrankheiten Dr. K. vom
28.1.1977 vor. Letzterer fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger dÃ¼rfe, um nicht eine noch
stÃ¤rkere HÃ¶reinbuÃ�e in Kauf nehmen zu mÃ¼ssen, nicht mehr unter
LÃ¤rmeinwirkung arbeiten; falls er unter LÃ¤rmeinwirkung arbeite, sei ein
Arbeitsplatzwechsel unbedingt erforderlich, mÃ¶glicherweise sei eine Umschulung
angezeigt. Dem beruflichen Rehabilitationsantrag wurde von der Beklagten nicht
stattgegeben, nachdem die von ihr veranlaÃ�te Begutachtung â�� Gutachten des
Facharztes fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenleiden Dr. L. vom 14.03.1977; Gutachten der
Internistin Dr. S. vom 07.07.1977; Gutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr.
P. vom 05.07.1977 â�� eine letztlich uneingeschrÃ¤nkte Einsetzbarkeit im erlernten
Beruf als Dreher wie auch als Einsteller ergeben hatte; Dr. L. hatte darauf
hingewiesen, dass der KlÃ¤ger in einem ausgesprochenen LÃ¤rmbetrieb â�� wie
alle anderen auch â�� einen HÃ¶rschutz tragen mÃ¼ssse. ZunÃ¤chst hat der
KlÃ¤ger dann vom 26.06.1978 bis 21.10.1979 wieder kurze Zeit als Kontrolleur
gearbeitet. Ab 22.10.1979 bis 17.10.1993 ist er bei der Firma M. M. GmbH (Fa. M.)
als Lagerist versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen. Nach Auskunft des
Arbeitgebers vom 22.07.1998 ist der KlÃ¤ger nach Lohngruppe 7 des
Manteltarifvertrags vom 01.12.1973 in der Fassung vom 10.08.1987 fÃ¼r die
gewerblichen Arbeitnehmer der bayerischen Metallindustrie (MTV) entlohnt worden.
Die anfallenden TÃ¤tigkeiten (Ein- und Auslagern von Triebwerksteilen, Bearbeiten
von VersandauftrÃ¤gen, DurchfÃ¼hren von Inventuren, Verpacken von Kleinteilen)
haben Gehen, Stehen und Sitzen sowie gebÃ¼ckte Haltung etwa zu gleichen Teilen
erfordert. Seit Oktober 1993 ist der KlÃ¤ger, bei dem nach dem
Schwerbehindertengesetz seit 1990 ein Grad der Behinderung (GdB) von 60
anerkannt ist, nicht mehr erwerbstÃ¤tig und bezieht Sozialleistungen wegen
Krankheit bzw. Arbeitslosigkeit. Die auf Kosten der Beklagten vom 23.10.1995 bis
19.07.1996 durchgefÃ¼hrte berufliche RehabilitationsmaÃ�nahme in Gestalt einer
"praxisorientierten Reintegration von Rehabilitanden" ist â�� auch wegen des
fehlenden Engagements des KlÃ¤gers â�� ohne greifbares Ergebnis geblieben.

Mit Bescheid vom 25.06.1997 und Widerspruchsbescheid vom 09.09.1997 lehnte
die Beklagte den am 02.05.1997 gestellten Antrag des KlÃ¤gers auf Zahlung von
Rente wegen Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit ab, weil der KlÃ¤ger unter
Beachtung qualitativer EinschrÃ¤nkungen leichte Arbeiten noch vollschichtig
verrichten kÃ¶nne und somit weder berufs- noch gar erwerbsunfÃ¤hig sei.
Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen entnahm die Beklagte
hierbei zahlreichen Vorbefunden sowie dem Gutachten des Internisten Dr. B. vom
03.06.1997 und dem Gutachten des Nervenarztes Dr. B. vom 18.06.1997.

Mit der am 18.09.1997 zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) erhobenen Klage
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verfolgte der KlÃ¤ger seinen Rentenanspruch weiter. Er begehre Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit.

Das SG zog die Verwaltungsakten der Beklagten bei und erholte Befundberichte
sowie medizinische Unterlagen von den behandelnden Ã�rzten des KlÃ¤gers
(praktische Ã�rztin Dr. K. , Befundbericht vom 10.01.1998; Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die
Dr. S. , Befundbericht vom 27.04.1998).

Zur Feststellung des Berufsbildes des KlÃ¤gers erholte des SG AuskÃ¼nfte von der
Fa. M., die unter dem 22.07.1998, 21.08.1998 und 08.09.1998 mitteilte, der KlÃ¤ger
sei als Lagerist (Aufgaben: Ein- und Auslagern von Triebwerksteilen; Bearbeiten von
VersandauftrÃ¤gen; DurchfÃ¼hrung von Inventuren; Verpacken von Kleinteilen
nach Lagerverpackungsvorschriften) beschÃ¤ftigt und in Lohngruppe 7 des
Manteltarifvertrags fÃ¼r die gewerblichen Arbeitnehmer der bayerischen
Metallindustrie (MTV) eingruppiert gewesen. Es habe sich hierbei um eine
angelernte TÃ¤tigkeit (Anlernzeit: sechs Wochen) gehandelt.

Das SG holte sodann medizinische SachverstÃ¤ndigengutachten ein von dem
Internisten Dr. M. (Gutachten vom 29.10.1998)von dem Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr.
F. (Gutachten vom 05.02.1999).

Nachdem beide medizinische SachverstÃ¤ndige Ã¼bereinstimmend zum Ergebnis
kamen, dass der KlÃ¤ger bis mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrichten
kÃ¶nne, wies das SG die Klage mit Urteil vom 29.04.1999 ab. Insbesondere habe
der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, weil er nach
seiner letzten BerufstÃ¤tigkeit dem unteren Anlernbereich im Sinn des
Mehrstufenschemas des BSG zuzuordnen sei.

Am 17.06.1999 beantragte der KlÃ¤ger erneut bei der Beklagten Rente wegen
Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit. AuÃ�erdem legte er am 20.08.1999 Berufung
gegen das (an ihn am 18.08.1999 zur Post gegebene) Urteil vom 29.04.1999 ein.
Zum Nachweis seines schlechten Gesundheitszustands Ã¼bersandte er ein Attest
des Nervenarztes â�� Psychoanalyse Dr. M. vom 22.02.2002. BezÃ¼glich seines
Berufsbildes trug er unter Hinweis auf das Zeungis der Fa. H. vom 11.03.1977, das
Ã¤rztliche Attest der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. D. vom 28.01.1977 und den
Arztbrief des Facharztes fÃ¼r Hals-, Nasen-, Ohrenkrankheiten Dr. K. vom
28.01.1977 vor, er habe das ArbeitsverhÃ¤ltnis bei der Fa. H. beenden mÃ¼ssen
und anschlieÃ�end berufsfremd gearbeitet, weil er seinen erlernten Beruf aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden (SchwerhÃ¶rigkeit) nicht mehr habe ausÃ¼ben
kÃ¶nnen. Somit habe er sich nicht freiwillig von seinem Beruf als Dreher gelÃ¶st
und besitze nach wie vor Berufsschutz als Facharbeiter.

Mit Bescheid vom 03.11.1999 lehnte die Beklagte den Rentenantrag vom
17.06.1999 ab, da beim Versicherten weder Erwerbs- noch BerufsunfÃ¤higkeit
vorliege. Dieser Entscheidung lag ein Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie,
Psychiatrie und Psychotherapie Dr. D. vom 11.10.1999 zugrunde. Der Bescheid vom
03.11.1999 wurde nach Â§ 96 SGG Gegenstand des anhÃ¤ngigen
Berufungsverfahrens.
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Der Senat zog die Klageakten des SG MÃ¼nchen (Az. S 10 RJ 2360/97 und S 18 SB
240/00), die Verwaltungsakten der Beklagten, die Schwerbehindertenakten des
Amtes fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung MÃ¼nchen II (AVF), die
Verfahrenshandakten des Bayer. Landesamtes fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung sowie die Leistungsakten einschlieÃ�lich der Ã¤rztlichen
Unterlagen des Arbeitsamts MÃ¼nchen bei und holte Befundberichte
einschlieÃ�lich medizinischer Unterlagen von den behandelnden Ã�rzten des
KlÃ¤gers ein (OrthopÃ¤de Dr. P. , Befundbericht vom 07.02.2000; Nervenarzt â��
Psychoanalyse Dr. R. , Befundbericht vom 23.05. 2001; Facharzt fÃ¼r Innere
Medizin und Psychotherapeutische Medizin Dr. H. , Befundbericht vom 21.05.2001;
Nervenarzt â�� Psychoanalyse Dr. M. , Befundbericht vom 21.05.2001; Arzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. J. , Befundbericht vom â�� Eingang bei Gericht â�� 02.11.2001).

Zur Einordnung der zuletzt vom KlÃ¤ger ausgeÃ¼bten BerufstÃ¤tigkeit in das
Mehrstufenschema des BSG erholte der Senat AuskÃ¼nfte von der Fa. M. (vom
04.07.2000 und vom 17.11.2000). Diese fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger sei nicht als
Lagerverwalter (im AngestelltenverhÃ¤ltnis, Gehaltsgruppe 4), sondern als Lagerist
beschÃ¤ftigt gewesen. Die Anlern- bzw. Einarbeitungszeit fÃ¼r die BerufstÃ¤tigkeit
eines Lageristen dauere bei einem Arbeitnehmer ohne berufsspezifische
Vorkenntnisse drei Monate. GrundsÃ¤tzlich seien Lageristen nach Lohngruppe 6 des
MTV zu entlohnen; in AusnahmefÃ¤llen wÃ¼rden Arbeitnehmer, die eine
abgeschlossene Berufsausbildung hÃ¤tten, aufgrund persÃ¶nlicher Wertigkeit in die
Lohngruppe 7 des MTV eingestuft.

Auf die Anfrage des Senats, ob aus berufskundlicher Sicht nach den vorliegenden
medizinischen Unterlagen davon auszugehen sei, dass der KlÃ¤ger den Beruf als
Dreher aus gesundheitlichen GrÃ¼nden habe aufgeben mÃ¼ssen, teilte das
Landesarbeitsamt Bayern unter dem 25.01.2002 im Wesentlichen mit, auch bis
mittelgradig SchwerhÃ¶rige wÃ¼rden zum Dreher ausgebildet. GrundsÃ¤tzlich
kÃ¶nne der Beruf eines Drehers mit GehÃ¶rschutz ausgeÃ¼bt werden; auch 1977
habe es bereits eine nicht unerhebliche Zahl von ArbeitsplÃ¤tzen fÃ¼r Dreher
gegeben, an denen das Tragen eines GehÃ¶rschutzes mÃ¶glich gewesen sei.

Zur Feststellung des Gesundheitszustands und des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers erholte der Senat medizinische
SachverstÃ¤ndigengutachten von dem Arzt fÃ¼r Chirurgie und Unfallchirurgie Dr. L.
(Gutachten vom 10.04.2002), von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K.
(Gutachten vom 09.04.2002) und von dem Internisten Dr. E. (Gutachten vom
26.02.2002, wobei die zusammenfassenden Beurteilung am 24.04.02 erstellt
worden ist).

Dr. L. diagnostizierte:

1. Chronisches HalswirbelsÃ¤ulensyndrom leichter und Lendenwir
belsÃ¤ulensyndrom leichter bis mittelschwerer PrÃ¤gung mit sich daraus
ergebendem Funktionsdefizit ohne Zeichen eines peripher-neurogenen Defekts.

2. Periarthropathie linkes Schultergelenk bei leichtgradiger Bandinsuffizienz des
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Schultereckgelenks ohne schmerzhaftem Bogen.

3. Coxalgien bei Senk-Spreiz-FÃ¼Ã�en beidseits ohne gravierende Geh- oder
Stehminderung.

4. Leichtgradige Varikosis ohne Ulkusleiden der Haut.

Dr. K. stellte beim KlÃ¤ger folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest:

1. Zustand nach zu unterstellender rechtshirniger Contusio cerebri im Jahre 1969
mit einer vorÃ¼bergehenden Halbseiten symptomatik links ohne verbliebene
Residuen in neurologi scher und psychiatrischer Hinsicht.

2. Alkoholmissbrauch ohne Anhaltspunkte fÃ¼r eine direkte Alko holkrankheit.

3. Sog. akzentuierte PersÃ¶nlichkeit mit dependenten und zum Teil oral regressiven
WesenszÃ¼gen.

Dr. E. Diagnosen lauten:

1. Fehlende Niere links.

2. Zustand nach rezidivierendem MagengeschwÃ¼rsleiden, Zustand nach
Eradikation, narbige VerÃ¤nderungen am Mageneingang.

3. Verdacht auf Verwachsungen an der Herzspitze, kein eindeuti ger Nachweis eines
abgelaufenen Infarkts.

4. Leichtes Hochdruckleiden.

5. Geringe kombinierte VentilationsstÃ¶rung.

6. GefÃ¤Ã�risikofaktoren: Adipositas Grad I, Hypercholeste rinÃ¤mie,
HyperuricÃ¤mie.

7. Verdacht auf Fettleberhepatitis.

8. Prostatahypertrophie, Verdacht auf Prostatitissyndrom.

9. Nebenbefund: geringe HÃ¶rminderung.

Zusammenfassend fÃ¼hrte Dr. E. zum beruflichen LeistungsvermÃ¶gen aus, der
KlÃ¤ger kÃ¶nne seit dem Zeitpunkt des Rentenantrags unter den Ã¼blichen
Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses leichte, teilweise auch mittelschwere
Arbeiten vollschichtig verrichten; hierbei seien hÃ¤ufige Ã�berkopfarbeiten
ebensowenig zumutbar wie hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Arbeit in Zwangshaltungen,
stÃ¤ndiges Arbeiten im Freien, Arbeiten unter KÃ¤lte- oder NÃ¤sseexposition,
ausschlieÃ�liches Arbeiten an Maschinen oder am FlieÃ�band, Arbeiten auf Leitern
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oder GerÃ¼sten, Arbeiten unter Exposition gegenÃ¼ber Staub, reizenden
DÃ¤mpfen oder Gasen, auÃ�erdem Arbeiten mit Publikumsverkehr. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne FuÃ�wege von mehr als 500 Meter an einem StÃ¼ck in angemessener
Geschwindigkeit (hÃ¶chstens 15 Minuten fÃ¼r 500 Meter) zurÃ¼cklegen, um die
Entfernungen zwischen Wohnung, Ã¶ffentlichem Verkehrsmittel und Arbeitsplatz
vor Arbeitsbeginn und nach Arbeitsende zu Ã¼berwinden. Er kÃ¶nne sich bei seiner
guten geistigen FlexibilitÃ¤t auch noch auf eine neue BerufstÃ¤tigkeit umstellen.

Nunmehr legte der KlÃ¤ger ein Attest des Nervenarztes â�� Psychoanalyse Dr. M.
vom 08.07.2002 und Attest des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. H. vom
16.07.2002 vor. In beiden wird auf die seit Jahren bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen verwiesen, die die Aufnahme einer BerufstÃ¤tigkeit im
Wege stÃ¼nden.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des SG MÃ¼nchen vom 29.04.1999 sowie den Bescheid vom 25.06.1997
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.09.1997 sowie den Bescheid
vom 03.11.1999 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm 01.06.1997 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
Erwerbsminderung zu leisten, weiter hilfsweise die mÃ¼ndliche Verhandlung zu
vertagen und von Amts wegen ein weiteres Gutachten auf psychiatrischem
Fachgebiet einzuholen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat den Beteiligten die Lohngrupppeneinteilung des MTV zur Kenntnis
gegeben und darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤ger nach seinem beruflichen
Werdegang und seinen gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen zumutbar auf den Beruf
eines ElektrokarrenfÃ¼hrers nach Lohngruppe 5 des MTV verwiesen werden kÃ¶nne
und dass er auch noch als Gabelstaplerfahrer einsetzbar sei.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestands wird im Ã�brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten und der Akte
des Bayer. Landessozialgerichts sowie auf den Inhalt der vorbereitenden
SchriftsÃ¤tze Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des SG MÃ¼nchen vom
29.04.1999 ist nicht zu beanstanden, weil der KlÃ¤ger gegen die Beklagte keinen
Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit und auch keinen
Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung hat.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit ist wegen der Antragstellung vor dem 31.03.2001 an den
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Vorschriften des SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung (a.F.) zu messen,
da geltend gemacht ist, dass dieser Anspruch bereits seit einem Zeitpunkt vor dem
01.01.2001 besteht, vgl. Â§ 300 Abs. 2 SGB VI. FÃ¼r den Anspruch des KlÃ¤gers
sind aber auch die Vorschriften des SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung
(n.F.) maÃ�gebend, soweit sinngemÃ¤Ã� auch (hilfsweise) vorgetragen ist, dass
jedenfalls ein Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung seit einem Zeitpunkt
nach dem 31.12.2000 gegeben sei, vgl. Â§ 300 Abs. 1 SGB VI.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§
43 Abs. 1 SGB VI a.F., weil er ab dem Zeitpunkt des Rentenantrags vom 02.05.1997
bis jetzt nicht im Sinne des zweiten Absatzes dieser Vorschrift berufsunfÃ¤hig ist.
Nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F. sind nÃ¤mlich nur solche Versicherte berufsunfÃ¤hig,
deren ErwerbsfÃ¤higkeit aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auf weniger als die
HÃ¤lfte derjenigen von gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist (Satz 1). Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfaÃ�t hierbei alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen
und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung
sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Satz 2). BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer
eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Satz 4). Die hier genannten
Tatbestandsmerkmale der BerufsunfÃ¤higkeit liegen beim KlÃ¤ger nicht vor.

Das nach Satz 1 dieser Vorschrift zunÃ¤chst festzustellende berufliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ist bereits eingeschrÃ¤nkt. Er kann aber seit
dem Zeitpunkt des Rentenantrags unter den Ã¼blichen Bedingungen eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses leichte, teilweise auch mittelschwere Arbeiten noch
vollschichtig verrichten; hierbei sind hÃ¤ufige Ã�berkopfarbeiten ebensowenig
zumutbar wie hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Arbeit in Zwangshaltungen, stÃ¤ndiges Arbeiten
im Freien, Arbeiten unter KÃ¤lte- oder NÃ¤sseexposition, ausschlieÃ�liches Arbeiten
an Maschinen oder am FlieÃ�band, Arbeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten, Arbeiten
unter Exposition gegenÃ¼ber Staub, reizenden DÃ¤mpfen oder Gasen, auÃ�erdem
Arbeiten mit Publikumsverkehr. BeschrÃ¤nkungen des Anmarschweges zur
ArbeitsstÃ¤tte liegen nicht vor, da der KlÃ¤ger die durchschnittlich erforderlichen
FuÃ�wege zurÃ¼cklegen kann (vgl. hierzu BSG SozR 3-2200 Â§ 1247 RVO Nr. 10).
Er kann sich bei seiner guten geistigen FlexibilitÃ¤t auch noch auf eine neue
BerufstÃ¤tigkeit umstellen.

Dieses berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ergibt sich vor allem aus den
im Berufungsverfahren eingeholten Gutachten des Arztes fÃ¼r Chirurgie und
Unfallchirurgie Dr. L. , des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. und des
Internisten Dr. E â�¦ Der Senat schlieÃ�t sich den Aussagen dieser schlÃ¼ssigen
und Ã¼berzeugenden Gutachten an. Durch sie sind im Ã¼brigen die im
erstinstanzlichen und im Verwaltungsverfahren erholten Gutachten in ihren
wesentlichen Ergebnissen bestÃ¤tigt worden.

Der Senat brauchte dem Antrag des KlÃ¤gers auf Einholung eines weiteren
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psychiatrischen Gutachtens nicht zu folgen, weil dieser zur BegrÃ¼ndung dieses
Antrags keine Tatsachen vorgetragen hat, die es nahelegen kÃ¶nnten, dass die
nervenÃ¤rztliche Begutachtung durch Dr. K. zu einem unzutreffenden Ergebnis
gekommen sein kÃ¶nnte. Insbesondere die vom KlÃ¤ger nachtrÃ¤glich vorgelegten
Atteste des Nervenarztes â�� Psychoanalyse Dr. M. vom 22.02.2002 und
08.07.2002 konnten den Senat zu einer weiteren Beweisaufnahme nicht
veranlassen. Das Attest vom 22.02.2002 hat Dr. K. bei der Begutachtung vom
08.04.2002 bereits zur VerfÃ¼gung gestanden; das Attest vom 08.07.2002 stellt
nur eine Kurzfassung des Befundberichts vom 21.05.2001 dar, der Dr. K. ebenfalls
bekannt gewesen ist.

Beim KlÃ¤ger liegen folgende wesentlichen GesundheitsstÃ¶rungen vor:

â�� Auf chirurgisch-orthopÃ¤dischem Fachgebiet:

1. Chronisches HalswirbelsÃ¤ulensyndrom leichter und Lendenwir
belsÃ¤ulensyndrom leichter bis mittelschwerer PrÃ¤gung mit sich daraus
ergebendem Funktionsdefizit ohne Zeichen eines peripher-neurogenen Defekts.

2. Periarthropathie linkes Schultergelenk bei leichtgradiger Bandinsuffizienz des
Schultereckgelenks ohne schmerzhaftem Bogen.

3. Coxalgien bei Senk-Spreiz-FÃ¼Ã�en beidseits ohne gravierende Geh- oder
Stehminderung.

4. Leichtgradige Varikosis ohne Ulkusleiden der Haut.

â�� Auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet:

1. Zustand nach zu unterstellender rechtshirniger Contusio cerebri im Jahre 1969
mit einer vorÃ¼bergehenden Halbseiten symptomatik links ohne verbliebene
Residuen in neurologi scher und psychiatrischer Hinsicht.

2. Alkoholmissbrauch ohne Anhaltspunkte fÃ¼r eine direkte Alko holkrankheit.

3. Sog. akzentuierte PersÃ¶nlichkeit mit dependenten und zum Teil oral regressiven
WesenszÃ¼gen.

â�� Auf internistischem Fachgebiet:

1. Fehlende Niere links.

2. Zustand nach rezidivierendem MagengeschwÃ¼rsleiden, Zustand nach
Eradikation, narbige VerÃ¤nderungen am Mageneingang.

3. Verdacht auf Verwachsungen an der Herzspitze, kein eindeuti ger Nachweis eines
abgelaufenen Infarkts.
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4. Leichtes Hochdruckleiden.

5. Geringe kombinierte VentilationsstÃ¶rung.

6. GefÃ¤Ã�risikofaktoren: Adipositas Grad I, Hypercholeste rinÃ¤mie,
HyperuricÃ¤mie.

7. Verdacht auf Fettleberhepatitis.

8. Prostatahypertrophie, Verdacht auf Prostatitissyndrom.

9. Nebenbefund: geringe HÃ¶rminderung.

Im Vordergrund stehen aus der Sicht des KlÃ¤gers die Beschwerden von Seiten des
StÃ¼tz- und Bewegungsapparats. Sie finden â�� entsprechend den AusfÃ¼hrungen
Dr. L. â�� ihre ErklÃ¤rung in den leichten degenerativen VerÃ¤nderungen der
HalswirbelsÃ¤ule und den leicht- bis mittelgradigen VerÃ¤nderungen der
LendenwirbelsÃ¤ule; neurogene SchÃ¤digungen sind dabei nicht nachzuweisen.
Daneben haben sich im Rahmen der chirurgisch-orthopÃ¤dischen Untersuchung ein
leichtgradiges Funktionsdefizit beider HÃ¼ftgelenke und degenerative
VerÃ¤nderungen am linken Schultergelenk ergeben. Daraus folgen einzelne
qualitative, jedoch keine quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen.

NervenÃ¤rztlicherseits ist von einer bei einem Unfall im Jahre 1969 erlittenen
Contusio cerebri und einer vorÃ¼bergehenden Halbseitensymptomatik auszugehen.
Derzeit lassen sich jedoch keine Residuen in neurologischer oder psychiatrischer
Hinsicht nachweisen. So wirkt der KlÃ¤ger von seiner intellektuellen Ausstattung her
durchaus differenziert. Hinweise fÃ¼r eine hirnorganische WesensverÃ¤nderung
bestehen nicht. Es finden sich auch keine Anhaltspunkte fÃ¼r ein depressives
Syndrom oder gar fÃ¼r Panikattacken, wie sie bereits einmal diagnostiziert wurden.
Durch die dezidierte Anamneseerhebung konnte gezeigt werden, dass ein gewisser
AlkoholmiÃ�brauch besteht, auch wenn sich keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine direkte
Alkoholkrankheit ergeben. Die geschilderten Trinkgewohnheiten sind im
Zusammenhang mit der PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit des KlÃ¤gers zu sehen. Der
psychiatrische Untersuchungsbefund deutet auf eine primÃ¤r passive bzw. oral
regressive PersÃ¶nlichkeitsstruktur hin. Es liegen keine schweren seelischen
StÃ¶rungen vor, die mit einer zumutbaren Willensanstrengung nicht Ã¼berwindbar
wÃ¤ren.

Im Rahmen der internistischen Anamneseerhebung wurden spontan keine eindeutig
das internistische Fachgebiet betreffende Beschwerden geÃ¤uÃ�ert. In dem
umfangreichen Aktenmaterial sind Erkrankungen zweier Organsysteme immer
wieder erwÃ¤hnt, nÃ¤mlich Erkrankungen des oberen Intestinaltrakts und des
Herzens. Die Erkrankungen des oberen Intestinaltrakts spielten sich bereits in den
siebziger und achtziger Jahren ab. Als Folge der entzÃ¼ndlichen VerÃ¤nderungen
kam es zu einer Enge im Bereich der SpeiserÃ¶hre. Die letzten Untersuchungen
erbrachten jedoch keinen Befund, von dem sich relevante FunktionsstÃ¶rungen
ableiten lieÃ�en. Eine ausfÃ¼hrliche kardiologische Diagnostik mit
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Koronarangiographie erfolgte 1992, als im EKG VerÃ¤nderungen, die auf einen
Infarkt verdÃ¤chtig sind, auftraten. Koronarangiographisch konnte keine koronare
Herzerkrankung nachgewiesen werden, so dass sich das Infarktgeschehen nicht
bestÃ¤tigen lieÃ�. Die im Verlauf der letzten Jahre durchgefÃ¼hrten
Untersuchungen brachten zum Teil etwas unterschiedliche Befunde. Bei der jetzigen
Untersuchung durch Dr. E. konnte jedoch nachgewiesen werden, dass eine fÃ¼r das
LeistungsvermÃ¶gen relevante FunktionsstÃ¶rung des Herzens nicht vorliegt. Die
echokardiographisch nachgewiesene kleine umschriebene
WandbewegungsstÃ¶rung an der Herzspitze ist funktionsmÃ¤Ã�ig nicht relevant.
Auch das EKG, das am 23.4.2002 erstellt worden ist, als sich der KlÃ¤ger wegen
Schmerzen in der Brust in Ã¤rztliche Behandlung begab, zeigte keine
VerÃ¤nderungen gegenÃ¼ber den Vorbefunden. Zwar kann aufgrund der
Symptomatik und des GefÃ¤Ã�risikoprofils eine koronare Herzkrankheit nicht mit
Sicherheit ausgeschlossen werden, wie dies bereits dargelegt wurde, eine
Ã�nderung der sozialmedizinischen Beurteilung hat dieses Ereignis jedoch nicht zur
Folge. Ebenfalls seit langem bekannt ist eine fehlende Niere links. Eine
FunktionsstÃ¶rung, wie vom Hausarzt attestiert, lÃ¤Ã�t sich zum jetzigen Zeitpunkt
nicht nachweisen. Die diagnostizierte Fettleberhepatitis ist im Zusammenhang mit
dem AlkoholmiÃ�brauch zu sehen. Die weiteren internistischen
GesundheitsstÃ¶rungen sind entweder leichtgradig ausgeprÃ¤gt oder haben zu
keinen wesentlichen FunktionsstÃ¶rungen gefÃ¼hrt und sind deshalb
sozialmedizinisch nicht zusÃ¤tzlich zu berÃ¼cksichtigen.

Nach dem beruflichen LeistungsvermÃ¶gen ist weiterer Ausgangspunkt fÃ¼r die
Feststellung der BerufsunfÃ¤higkeit der Hauptberuf des Versicherten. Bei dessen
Bestimmung ist grundsÃ¤tzlich von der zuletzt ausgeÃ¼bten
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit auszugehen (vgl.
KassKomm-Niesel Â§ 43 SGB VI Rdnr. 21 ff. mit weiteren Nachweisen).
MaÃ�geblicher Hauptberuf ist vorliegend derjenige eines Lageristen, wie ihn der
KlÃ¤ger zuletzt bei der Fa. M. ausgeÃ¼bt hat. Von dem Beruf eines Drehers hat sich
der KlÃ¤ger gelÃ¶st, weil er ihn nicht aus gesundheitlichen GrÃ¼nden aufgegeben
hat. Der gegenteilige Vortrag des KlÃ¤gers ist nicht nachvollziehbar. Der damals
erst NeunundzwanzigjÃ¤hrige ist bei Beendigung seiner BerufstÃ¤tigkeit bei der Fa.
H. praktisch noch unbeschrÃ¤nkt leistungsfÃ¤hig gewesen. Dies ergibt sich aus den
Gutachten, die von der Beklagten von dem Facharzt fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenleiden
Dr. L. , von der Internistin Dr. S. und von der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. P.
eingeholt hat, und denen der Senat ohne Bedenken folgt, zumal es sich hierbei um
die einzige umfassende Bestandsaufnahme des Gesundheitszustands und des
beruflichen LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers aus der damaligen Zeit handelt.
Auch steht fest, dass die SchwerhÃ¶rigkeit, derentwegen der KlÃ¤ger sich
umschulen lassen wollte, einer weiteren BerufstÃ¤tigkeit im erlernten Beruf nicht im
Wege gestanden hÃ¤tte, wie das Landesarbeitsamt Bayern ausfÃ¼hrt. Wenn sich
der KlÃ¤ger damals Ã¼ber die zutreffende Ã¤rztliche Beurteilung hinweggesetzt
und seinen erlernten Beruf zugunsten eines minder qualifizierten aufgegeben hat,
ist dies als freiwillige Aufgabe des qualifizierten Berufs zu werten.

Demnach ist von dem Beruf als Lagerist auszugehen. Diesen kann der KlÃ¤ger
schon deshalb nicht mehr ausÃ¼ben, weil damit nach Auskunft der Fa. M.
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hÃ¤ufiges BÃ¼cken verbunden ist.

Obwohl der KlÃ¤ger seinen maÃ�geblichen Beruf demnach nicht mehr ausÃ¼ben
kann, ist er aber dennoch nicht berufsunfÃ¤hig. FÃ¼r die Annahme von
BerufsunfÃ¤higkeit reicht es nÃ¤mlich nicht aus, wenn Versicherte ihren bisherigen
Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kann; vielmehr sind â�� wie sich aus Â§ 43 Abs. 2 Satz
2 SGB VI a.F. ergibt â�� Versicherte nur dann berufsunfÃ¤hig, wenn ihnen auch die
Verweisung auf andere BerufstÃ¤tigkeiten aus gesundheitlichen GrÃ¼nden oder
sozial nicht mehr zumutbar ist (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. u.a. SozR
2200 1246 Nr. 138).

Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der
sozialen Wertigkeit des bisherigen Berufs. Um diese zu beurteilen, hat das BSG die
Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen sind ausgehend
von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines
Berufes haben, gebildet worden. Dementsprechend werden die Gruppen durch den
Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit
einer Ausbildungszeit von mehr als 2 Jahren), des ange1ernten Arbeiters (sonstiger
Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von bis zu 2 Jahren) und des
ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 138 und
140). Die Einordnung eines bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema erfolgt
aber nicht auschlieÃ�1ich nach der Dauer der absolvierten fÃ¶rmlichen
Berufsausbi1dung. Ausschlaggebend hierfÃ¼r ist vielmehr allein die QualitÃ¤t der
verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert
der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt auf das Gesamtbild an, wie es durch die in 
Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI am Ende genannten Merkmale (Dauer und Umfang der
Ausbildung sowie des bisherigen Berufs, besondere Anforderungen der bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (vgl. z.B. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 27 und
33). GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf die nÃ¤chstniedrigere Gruppe verwiesen werden (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246
Nr. 143 m.w.N.; SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 5).

Unter Anwendung dieser GrundsÃ¤tze ist der KlÃ¤ger der Gruppe mit dem Leitberuf
des angelernten Arbeiters, und zwar des oberen Bereichs (Ausbildungs- bzw.
Anlernzeit von mehr als einem bis zu 2 Jahren, vgl. BSG-Urteil vom 29.03.1994 â�� 
13 RJ 35/93 = SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 45), zuzuordnen. Dies ergibt daraus, dass er
eine TÃ¤tigkeit nach Lohngruppe 6 des MTV verrichtet hat, die zwischen der
AnlerntÃ¤tigkeit der Lohngruppe 5 mit einer Anlernzeit von etwa acht Wochen und
den TÃ¤tigkeiten der Lohngruppe 7 liegt, die eine fachspezifische abgeschlossene
Berufsausbildung voraussetzen. Die Anlern- bzw. Einarbeitungszeit fÃ¼r die
BerufstÃ¤tigkeit eines Lageristen dauert nÃ¤mlich bei einem Arbeitnehmer ohne
berufsspezifische Vorkenntnisse drei Monate. GrundsÃ¤tzlich sind damit Lageristen
nach Lohngruppe 6 des MTV zu entlohnen, wie dies die Fa. M. auch zutreffend
ausfÃ¼hrt. Wenn in AusnahmefÃ¤llen bei der Fa. M. Arbeitnehmer, die eine
abgeschlossene Berufsausbildung haben, aufgrund persÃ¶nlicher Wertigkeit in die
Lohngruppe 7 des MTV eingestuft werden, dann entspricht dies einem
BewÃ¤hrungsaufstieg, der an dem Inhalt der TÃ¤tigkeit nichts Ã¤ndert, somit nicht
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zugunsten des Versicherten berÃ¼cksichtigt werden kann.

Als angelerntem Arbeiter des oberen Bereichs ist dem KlÃ¤ger z. B. die Verweisung
auf den Beruf eines ElektrokarrenfÃ¼hrers im Sinn der Lohngruppe 5 des MTV
gesundheitlich und sozial zumutbar. Es ist offensichtlich, dass bei dieser â�� laut
Lohngruppendefinition in etwa acht Wochen erlernbaren â�� BerufstÃ¤tigkeit
hÃ¤ufige Ã�berkopfarbeiten ebensowenig anfallen wie hÃ¤ufiges BÃ¼cken,
Arbeiten in Zwangshaltungen, stÃ¤ndiges Arbeiten im Freien, Arbeiten unter KÃ¤lte-
oder NÃ¤sseexposition, ausschlieÃ�liches Arbeiten an Maschinen oder am
FlieÃ�band, Arbeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten oder Arbeiten mit
Publikumsverkehr. Arbeiten unter Exposition gegenÃ¼ber Staub, reizenden
DÃ¤mpfen oder Gasen kÃ¶nnen je nach Unternehmen vorkommen; es gibt aber â��
dies ist allgemeinkundig â�� zahllose ArbeitsplÃ¤tze, z. B. in LÃ¤gern, wo solche
Belastungen nicht zu befÃ¼rchten sind. Weiterhin kÃ¶nnte der KlÃ¤ger auch noch
als Gabelstaplerfahrer arbeiten; hierauf hat ihn der Senat in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 29.10.2002 hingewiesen. Im Ã�brigen kÃ¶nnte der KlÃ¤ger sogar
noch im Bereich seines Ausbildungsberufsbilds als QualitÃ¤tskontrolleur eine
gesundheitlich und sozial zumutbare BerufstÃ¤tigkeit aufnehmen. Hiervon kann
ohne weitere Ermittlungen ausgegangen werden, nachdem der KlÃ¤ger, der bereits
als QualitÃ¤tskontrolleur gearbeitet hat und daher die kÃ¶rperlichen und geistigen
Anforderungen kennt, selbst der Ã�berzeugung ist, als solcher noch vollschichtig
arbeiten zu kÃ¶nnen (vgl. seine entsprechende Einlassung in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 29.10.2002).

Ob dem KlÃ¤ger ein Arbeitsplatz als ElektrokarrenfÃ¼hrer, Gabelstaplerfahrer oder
QualitÃ¤tskontrolleur auf dem dafÃ¼r- tatsÃ¤chlich vermittelt werden kÃ¶nnte, ist
rechtlich unerheblich, da bei vollschichtig einsatzfÃ¤higen Versicherten der
Arbeitsmarkt als offen anzusehen ist und das Risiko der Arbeitsvermittlung von der
gesetzlichen Arbeitslosenversicherung und nicht von der gesetzlichen
Rentenversicherung zu tragen ist; dementsprechend bestimmt Â§ 43 Abs. 2 Satz 4
SGB VI, dass nicht berufsunfÃ¤hig ist, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig
ausÃ¼ben kann, und dass hierbei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen ist (vgl. zum Vorstehenden zusammenfassend den Beschluss des
GroÃ�en Senats des BSG vom 19.12.1996 â�� GS 2/95 = SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8).

Der KlÃ¤ger, der keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, hat erst
recht keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1
SGB VI a.F., weil er die noch strengeren Voraussetzungen des Begriffs der
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne des zweiten Absatzes dieser Vorschrift nicht erfÃ¼llt.
Nach Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VI a.F. sind solche Versicherte nicht
erwerbsunfÃ¤hig, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� (irgend)eine BerufstÃ¤tigkeit noch
vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nnen; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Nach den Â§Â§ 43, 240 SGB VI n.F. hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung, da hiernach â�� wie bisher â�� ein Rentenanspruch
jedenfalls dann ausgeschlossen ist, wenn ein Versicherter â�� wie der KlÃ¤ger â��
einen zumutbaren anderen Beruf als den bisherigen vollschichtig ausÃ¼ben kann.
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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG MÃ¼nchen vom 29.04.1999 war
somit zurÃ¼ckzuweisen, die Klage gegen den Bescheid vom 03.11.1999 war
abzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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